BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

XI ZR 132/91 UURTEIL Verkindet am:
24, Marz 1992
Wrede,

Justizobersekretérin
als Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

in dem Rechtgstreit



Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die
mindliche Verhandlung vom 24. Marz 1992 durch den

Vorsitzenden Richter Schimansky und die Richter
Dr. Halstenberg, Dr. Siol, Dr. Bungeroth und Dr.

flir Recht erkannt:

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil

van Gelder

des 3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Kéln

vom 22. Marz 1991 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und

Entscheidung, auch Uber die Kosten des Revi-

sionsverfahrens, an den 1. Zivilsenat des Beru-

fungsgerichts zurlickverwiesen.

Von Rechts wegen



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

Tatbestand:

Die beklagte Bank betreibt gegen den Klager die
Zwangsvollstreckung aus einer vollstreckbaren Urkunde wegen
einer Forderung von 155.250 DM nebst Zinsen und Nebenlei-
stungen. Mit der Klage wendet der Kléger sich gegen den der
Urkunde zugrundeliegenden Anspruch. Mit der Eventualwider-
klage macht die Beklagte ihrerseits einen Darlehensanspruch
in H6he von 184.668,07 DM nebst Zinsen geltend. Dem liegt
folgender Sachverhalt zugrunde:

Der Klager beteiligte sich im Jahre 1982 zusammen mit
dem Kaufmann H. an dem Bauherrenmodell "Appartementhaus am
L." in A. Initiator des Bauherrenmodells war der Diplom-
Kaufmannn T. als Inhaber des einzelkaufmdnnischen Unterneh-
mens Dipl.-Kaufmann T., Bautrdager, sowie als persdnlich
haftender Gesellschafter der Wirtschaftsbliro Dipl.-Kaufmann
T. KG in W. Im Rahmen dieses seit 1981 angebotenen Bauher-
renmodells Ubernahm die Firma Dipl.-Kaufmann T., Bautréager,
die Rolle des "Generallbernehmers", die Wirtschaftsbiro
Dipl.-Kaufmann T. KG die des Baubetreuers und der Steuerbe-
rater R. die des Treuhdnders. Auferdem stellte T. eine
Mietgarantie und eine Zinshdchstgarantie.

T. hatte vor 1981 schon einige Bauherrenmodelle durch-
gefihrt und dabei Kredite der Beklagten erhalten. Nach ei-
nem fehlgeschlagenen Projekt Mitte der siebziger Jahre in
Ho. hatte er bei der Beklagten Verbindlichkeiten von mehr
als 2 Millionen DM, die er in den folgenden Jahren nur
teilweise zurickflhren konnte. Auferdem verschuldete sich
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die Firma T. Bautréger bis zum vierten Quartal 1981 mit
fast 5 Millionen DM bei der Beklagten.

Fur das Vorhaben "Appartementhaus am L." erhielt T.
von der Beklagten einen Kredit von 3,8 Millionen DM zur
Vorfinanzierung des Grundstickskaufpreises und von Vorlauf-
kosten sowie die Zusage der Finanzierung von 80% der Bauko-
sten. Diese Zusage wurde in den Prospekt des Bauherrenmo-
dells aufgenommen.

Im Rahmen des Bauherrenmodells waren der Umbau und die
Erweiterung des ehemaligen Klostergebaudes "J.-Haus" sowie
die spétere Aufteilung in 101 Einzimmer- und Zweizimmer-Ei-
gentumswohnungen vorgesehen. Das J.-Haus stand auf einem
104,70 Ar grofen Grundstiick "Am L." in Aachen. Die C. AG in
S. hatte dieses Grundstick im Mai 1981 zum Preise von
1,7 Millionen DM erworben. Sie war zur Weiterverduferung zu
einem Kaufpreis von 2,6 Millionen DM bereit. T. verabredete
mit ihr eine Erhdhung des offiziellen Kaufpreises auf
3,1 Millionen DM und eine inoffizielle Rickerstattung des
Differenzbetrags. Gegen Vorauszahlung der 3,1 Millionen DM
durch die Beklagte aus dem T. gewdhrten Kredit von 3,8 Mil-
lionen DM unterbreitete die C. AG absprachegemd&p im Oktober
1981 den noch zu benennenden Einzelerwerbern ein notariel-
les Kaufvertragsangebot zum Preise von 3,1 Millionen DM,
Uberwies 565.000 DM (500.000 DM + Mehrwertsteuer) auf das
Darlehenskonto T.s bei der Beklagten zurick und bewilligte
die Eintragung einer Grundschuld von 14 Millionen DM 2zugun-
sten der Beklagten flr deren Anspriliche gegen T. Die Grund-
schuld wurde im Dezember 1981 im Grundbuch eingetragen. Der
T. von der Beklagten flr die Vorauszahlung des Kaufpreises



gewahrte Kredit sollte aus den Kaufpreiszahlungen der ein-
zelnen Bauherren zurlckgefihrt werden.

Mit notarieller Urkunde vom 29. Oktober 1981 bot der
Steuerberater R. den kinftigen Bauherren den Abschlup eines
umfassenden Treuhandvertrages an, der den Abschluf der
Kaufvertrdge mit der C. AG sowie aller weiteren zur Durch-~-
fiihrung und Finanzierung des Bauvorhabens erforderlichen
Vertrdge durch R. fir die einzelnen Bauherren vorsah. Der
Klager nahm gemeinsam mit dem Kaufmann H. als Gesellschaft
blirgerlichen Rechts (GbR) in notarieller Urkunde vom
27. August 1982 das Treuhandvertragsangebot R.s fir den Er-
werb der vorgesehenen Einzimmerwohnung Nr. .. zu einem Ge-
samtaufwand von 155.250 DM an, trat der Bauherrengemein-
schaft "Appartementhaus am L." in A. bei und erteilte dem
Treuhdnder eine umfassende Vollmacht.

Mit notarieller Urkunde vom 14. Oktober 1982 nahm der
Treuhénder R. fur den Klager und H. das Kaufvertragsangebot
der C. AG in Hb6he von 1,02 Hundertstel einer Teilflache des
Grundsticks von 36,14 Ar an und unterwarf sie wegen eines
Teilbetrags der Grundschuld der Beklagten in Hdhe von
155.250 DM nebst Zinsen und Nebenleistungen der persbdénli-
chen Haftung sowie der sofortigen Zwangsvollstreckung aus
der Urkunde. Schon vorher hatte die Beklagte auf Anfrage
des Notars Z. mit Schreiben vom 30. Marz 1982 unwiderruf-
lich bestatigt, dap sie bei Verwertung ihrer Grundschuld
die auf Miteigentumsanteile oder Teilfl&achen der einzelnen
Kaufer entfallenden Erlésanteile nicht als Sicherheit fir
andere Verbindlichkeiten in Anspruch nehmen werde als fur
solche des jeweiligen Kéufers.



Der Treuh&nder R. schlof flr die Grundstlcksgemein-
schaft Sch.-H. mit der Beklagten am 8. November 1982 einen
Kreditvertrag Uber 155.250 DM fir die Zwischenfinanzierung
der Wohnung Nr. .. und am 28. November 1983 einen neuen
Kreditvertrag Uber 181.999,99 DM fir die Endfinanzierung
der genannten Wohnung.

Im Jahre 1985 wurde Uber das Vermdgen T.s, seiner Bau-
trager-KG, der C. AG sowie des Generalanmieters der Wohnun-
gen, der Se. GmbH, das Konkursverfahren erdffnet.

Das Bauvorhaben "Appartementhaus am L." ist bisher
erst teilweise fertiggestellt. Der Verkehrswert der Wohnung
Nr. .. wurde in einem Sachverstandigen-Gutachten aus dem
Jahre 1985 auf 36.000 DM geschéatzt. Die im Prospekt garan-
tierte Miete ist nicht zu erzielen.

Der Klé&ger hat beantragt, die Zwangsvollstreckung aus
der notariellen Urkunde vom 14. Oktober 1982 fir unzuldssig
zu erkléren. Er ist der Ansicht, der Treuhdnder R. sei zur
Abgabe persdnlicher Schuldversprechen nicht bevollméchtigt
gewesen, habe einen Kreditvertrag mit der Beklagten mangels
des Beitritts einer hinreichenden Anzahl von Bauherren zu
der Bauherrengemeinschaft nicht abschliefen dirfen und habe
im Ubrigen Verbindlichkeiten allenfalls fir die Gesell-
schaft blirgerlichen Rechts, nicht aber fir deren einzelne
Gesellschafter begrinden kénnen. Die Zwangsvollstreckung
aus der Urkunde stelle auch eine unzuldssige Rechtsauslbung
dar, well gegen die Beklagte Gegenanspriche aus Prospekt-
haftung und aus Verschulden bei Vertragsschlup bestlinden.



Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat
gegenliber mdglichen Anspriichen aus Prospekthaftung die Ein-
rede der Verjdhrung erhoben. Hilfsweise hat sie Widerklage
erhoben mit dem Antrag, den Kl&ger als Gesamtschuldner mit
dem Kaufmann H. zur Zahlung von 184.668,07 DM nebst Zinsen
zu verurteilen.

Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen erfolglos. Mit
der Revision verfolgt der Klager sein Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgrinde:

Die Revision flihrt zur Aufhebung des angefochtenen Ur-
teils und zur 2urlckverweisung der Sache an das Oberlandes-—
gericht.

Das Berufungsgericht hdalt die Zwangsvollstreckung aus
der Urkunde vom 14. Oktober 1982 fdr zulassig. Zur Begrin-
dung fihrt es im wegentlichen aus:

1. Der Klager kénne sich auf die fehlende Berechtigung
des Treuhédnders R., ihn auch persdnlich zu verpflichten,
zur Begrindung seiner Vollstreckungsgegenklage nicht beru-
fen, weil es sich dabei der Sache nach um eine Einwendung
gegen die Zuldssigkeit der Vollstreckungsklausel handle,
die im Verfahren nach § 732 ZPO zu verfolgen sei. Im Obri-
gen sel der Abschlup der hier in Rede stehenden Vertrége



durch den Treuhé&nder vom Inhalt der ihm erteilten Vollmacht
gedeckt. Dadurch sei auch der Klager persdnlich und nicht
nur die Gesellschaft blUrgerlichen Rechts verpflichtet wor-
den.

2. Der Klager kdénne der Beklagten keine Schadenser-
satzanspriche wegen Verletzung einer Aufkl&rungspflicht
entgegenhalten,

Aufgrund des im Parallelprozef H. ./. B. ergangenen
Revisionsurteils des Bundesgerichtshofs vom 24. April 1990
(XTI ZR 236/89 = WM 1990, 920) sei von dem Grundsatz auszu-
gehen, daP eine kreditgebende Bank nicht verpflichtet sei,
den Darlehensnehmer Uber die Risiken der von ihm beabsich-
tigten Verwendung des Darlehens aufzukl&ren; das gelte ins-
besondere bei steuersparenden Bauherren- oder Ersterwerber-
modellen. Der Bundesgerichtshof habe weiter angenommen, aus
den besonderen Umstanden des Einzelfalles kénnten sich
gleichwohl Aufklarungs- und Hinweispflichten der Bank erge-
ben. Aufgrund des in der Berufungsinstanz ergdnzten und
durch Urkunden untermauerten Vorbringens der Beklagten habe
das Berufungsgericht die vom Bundesgerichtshof angefiihrten
Umstéande, die fur eine Hinweis- und Aufklarungspflicht der
Beklagten sprechen sollten, jedoch nicht feststellen kén-
nen; vielmehr ergdben andere tatsdchliche Feststellungen,
dap die vom Bundesgerichtshof angenommenen besonderen Um-
sténde teilweise nicht vorldgen und daher im Rahmen einer
Gesamtschau eine abweichende Wirdigung angezeigt sei.

So treffe es nicht zu, dap der Bautrdger T. zur Zeit
des Abschlusses der hier in Rede stehenden Vertrdge an der



Beklagten, einer Genossenschaftsbank, in ungewdhnlich hohem
MaPBe beteiligt gewesen sei. T. habe 2zu dieser Zeit nur ei-
nen Anteil von 300 DM gehalten und erst spater weitere
1.000 Anteile hinzuerworben. Der Umstand, dap T. bei der
Beklagten bereits hohe Schulden gehabt habe, deren Absiche-
rung zu einem erheblichen Teil nicht mit eigenen Vermdégens-
werten, sondern nur mit von dritter Seite gestellten Si-
cherheiten méglich gewesen sei, und dap die Beklagte ihm
gleichwohl einen weiteren Kredit von 3,8 Millionen DM zum
Ankauf des Grundsticks sowie zur Finanzierung von Vorlauf-
kosten gewdhrt habe, besage fir sich genommen nichts, zumal
sich nicht ausschliefen lasse, daPp der Kaufpreis dem Ver-
kehrswert des Grundsticks entsprochen habe. Es bestehe auch
kein Anhaltspunkt £ir die Annahme, daP die Beklagte dem
Konzept des Bauvorhabens zugestimmt habe. Der Tatsache, dap
fir das Bauherrenmodell nur etwa ein Drittel des erworbenen
Grundsticks verwandt worden sei, komme keine Bedeutung zu,
weil nur dieser Grundsticksteil wertvoll gewesen sei. Der
Baubeginn vor Schliefung der Bauherrengemeinschaft fUr den
ersten Bauabschnitt und vor Sicherstellung der Finanzierung
des restlichen Vorhabens begriinde keine Aufklarungspflicht,
weil die Beklagte als finanzierende Bank damit nichts zu
tun gehabt habe, weil dem Klager der Baubeginn bekannt ge-
wesen sei und weil schlieflich in dem Beschluf der Bauher-
renversammlung vom 28. Dezember 1981 eine nach § 2

Ziff. III des Treuhandvertrages verbindliche Weisung zum
friheren Baubeginn gelegen habe. Ein aufklarungsbedlrftiger
Interessenkonflikt zwischen der Beklagten und den einzelnen
Bauherren ergebe sich auch nicht aus der Globalgrundschuld
der Beklagten an dem Grundstiick, da die Beklagte mit ihrer
Erklarung vom 30. Mdrz 1982 den Interessen der Bauherren im



Rahmen der rechtlichen Méglichkeiten Rechnung getragen habe
und im Ubrigen davon auszugehen sei, daP der beurkundende
Notar den Klager Uber den Umfang der Haftung des Grund-
sticks aufgeklart habe.

3. Anspruiche des Klagers aus Prospekthaftung seien
ebenfalls nicht gegeben. Die Beklagte kdnne nicht zu den
Initiatoren des Projekts gezahlt werden. Die Erwahnung ih-
rer Finanzierungszusage in dem Prospekt des Vorhabens sei
nicht geeignet, einen besonderen Vertrauenstatbestand zu-
gunsten der Anleger zu schaffen.

4. Nach alledem komme es nicht darauf an, ob die Be-
klagte schon vor dem Abschlupfp des Kreditvertrages mit dem
Kl&dger in Kontakt getreten sei. Das sel allerdings zu ver-
neinen, weil die hierfir vom Klager aufgezeigten Umstande
nicht ausreichten.

Auf die Frage, ob der Klager sich Uberhaupt von seinen
vertraglichen Pflichten hatte ldsen kdnnen, komme es eben-
falls nicht an. Sie sei im Ubrigen zu verneinen, weil der
Kléger zur Anfechtung der von ihm geschlosgsenen Vertrige
nicht berechtigt gewesen sei. Die Beklagte habe namlich den
Klager nicht arglistig getduscht und auch der Treuhander
R. habe nicht arglistig gehandelt.

IT.

Diese Ausfihrungen halten in entscheidenden Punkten
rechtlicher Prifung nicht stand.
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1. Die Darlegungen, mit denen das Berufungsgericht ei-
ne wirksame Vertretung des Klagers durch den Treuhénder R.
bejaht, lassen allerdings keinen Rechtsfehler erkennen. In
diesem Punkt greift die Revision das Berufungsurteil auch
nicht an.

2. Dem Berufungsgericht ist entgegen der Ansicht der
Revision auch darin zuzustimmen, daP dem Klager keine Scha-
densersatzansprlche aus Prospekthaftung zustehen. Dabeil
kann offenbleiben, ob die Rechtsgrundsatze, die die Recht-
sprechung in bezug auf unrichtige oder unvollstandige Wer-
beprospekte fir sogenannte Publikumsgesellschaften entwik-
kelt hat, auf Bauherrenmodelle {bertragbar sind (verneint
im Urteil des erkennenden Senats vom 3. Oktober 1989
- XI ZR 157/88 = WM 1989, 1715, 1717; bejaht in den Urtei-
len des VII. Zivilsenats vom 31, Mai 1990 - VII ZR 340/88 =
BGHZ 111, 314, vom 25. Oktober 1990 - VII ZR 284/88 =
WM 1991, 13 und vom 26, September 1991 - VII ZR 376/89 =
WM 1991, 2092, zur Verdffentlichung in BGHZ 115, 213 be-
stimmt) und welche Verjadhrungsfrist hier gegebenenfalls
gelten wirde (vgl. dazu einerseits die genannten Urteile
des VII. Zivilsenats und andererseits Kort DB 1991, 1057,
1058 f£.; Wagner ZfBR 1991, 133, 138 f£.). Das Berufungsge-
richt hat jedenfalls die Voraussetzungen derartiger Anspriu-
che rechtsfehlerfrei als nicht erfillt angesehen.

3. Zu Unrecht hat das Berufungsgericht jedoch eine
Aufklarungspflichtverletzung der Beklagten verneint. Obwohl
der Sachverhalt sich aufgrund zuséatzlichen Parteivortrags
in einzelnen Punkten anders darstellt als in dem Parallel-
prozef H. ./. B. zur Zeit des Erlasses des oben erwdhnten
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Revisionsurteils vom 24. April 1990, liegen auch hier

- ebenso wie in einem vom Senat kiirzlich entschiedenen Par-
allelfall (Urteil vom 17. Dezember 1991 - XI ZR 8/91 =

WM 1992, 216) - entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts
Umsténde vor, die eine Aufklérungspflicht der Beklagten be-
grunden. Das Berufungsgericht hat das der Beklagten bekann-
te und von ihr mitverursachte erhdhte Risiko der Bauherren
unberltcksichtigt gelassen und sich zu Unrecht darauf be-
schrénkt, die Besonderheiten des Sachverhalts im Rahmen ei-
ner isolierten Einzelwlrdigung zu prufen.

a) Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hatte
der Initiator T. bel der Beklagten bereits hohe Schulden,
deren Absicherung zu einem erheblichen Teil nicht mit eige-
nen Vermégenswerten, sondern nur mit von dritter Seite ge-
stellten Sicherheiten mdéglich war, als er mit ihr wegen der
Finanzierung des hier in Rede stehenden Vorhabens Kontakt
aufnahm. Gleichwohl stellte die Beklagte ihm einen weiteren
Kredit von 3,8 Millionen DM zur Finanzierung des Grund-
stlckskaufs und von Vorlaufkosten zur Verfigung und begnig-
te sich zur Absicherung mit einer Grundschuld auf dem
Grundstick. Da der Grundstickskaufpreis - nach Abzug der
Hin- und Herzahlung von 500.000 DM - in Wahrheit nur
2,6 Millionen DM betrug, war die dingliche Absicherung des
Kredits von 3,8 Millionen DM durch eine Grundschuld auf dem
Kaufgrundstick selbst dann véllig unzureichend, wenn man es
mit dem Berufungsgericht nicht fir ausgeschlossen halt, daB
der von der C. AG geforderte Kaufpreis dem Verkehrswert des
Grundsticks entsprach. Die Beklagte wuPte, dap T. nach dem
Scheitern des friheren Projekts ein neues in Angriff nahm,
ohne Uber eigene Mittel zu verfigen, dap selbst der Kauf
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des Baugrundsticks und die Vorlaufkosten wvoll vorfinanziert
werden muften und als Sicherheit ausschlieplich das zu er-
werbende Grundstlick diente. Ihr war deshalb bekannt, dap
nicht nur die von T. gegebenen Festpreis-, Miet- und Zins-
garantien wertlos waren, sondern wegen des Fehlens eigener
Mittel der Betreiber alles davon abhing, daf die 101 Woh-
nungen alsbald an Interessenten mit ausreichender Bonitat
abgesetzt und damit die notwendigen Mittel zur Durchfihrung
aufgebracht werden konnten. Das muPte schon wegen des auf
die nicht verduferten Einheiten entfallenden Kreditanteils
und der durch ihn verursachten hohen Zinsbelastung, im Ub-
rigen aber auch im Interese der alsbaldigen Vermietbarkeit
der verkauften Anteile mdéglichst zlgig geschehen. Jede Ver-
zbgerung gefdhrdete damit die Durchfihrbarkeit des Gesamt-
objekts.

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist es un-
erheblich, ob die Beklagte diesem mit erheblichen Risiken
behafteten Konzept "zugestimmt" hatte. Sie war bereit, es
zu finanzieren und in diesem Rahmen Kreditvertrdge mit Er-
werbern abzuschliefen, obwohl ihr das Scheitern eines vor-
ausgegangenen Projektes und die u.a. daraus resultierende
fehlende Bonitat T.s bekannt war. Die Tatsache, dap sie im
Interesse einer Rickfiuhrung der erheblichen AufBensténde T.s
bereit war, bankenunibliche Risiken zu Ubernehmen, entband
sie nicht von der Pflicht, die Bewerber Uber das gerade mit
diesem Projekt verbundene - tber die allgemeinen wirt-
schaftlichen Risiken von Bauherrenmodellen hinausgehende -
Wagnis und die sich aus ihrer eigenen ungewdhnlichen Ein-
bindung ergebenden Interessenkonflikte aufzukl&ren.



b) Der hohen Verschuldung T.s kommt in diesem Zusam-
menhang besondere Bedeutung zu. Die auf den zu verdufernden
Grundsticksanteilen lastende Globalgrundschuld von 14 Mil-
lionen DM haftete auch fir die erheblichen Altschulden T.s
mit der drlckenden Zinslast. Fir den nicht unwahrscheinli-
chen Fall von Schwierigkeiten beim Absatz der grofen Zahl
von Eigentumswohnungen drohte das Scheitern des Projektes
und die Zahlungsunfdhigkeit T.s und seiner Unternehmen. Die
Erwerber muften befirchten, daPp die Beklagte in dieser 8i-
tuation das Grundstlick verwerten wirde. Die von der Beklag-
ten Ubernommene Beschrankung, nach der bei einer Zwangsver-
steigerung der Kl&ger mit dem auf seinen Anteil an dem
Grundstlck entfallenden Versteigerungserl®ds nur fur seine
eigenen Verbindlichkeiten haftete, schiitzte ihn nicht da-
vor, seinen Anteil an dem Grundstuck trotz voller Beglei-
chung des Kaufpreises zu verlieren und nur in Hbhe des un-
zurelchenden Versteigerungserldses fir ein unfertiges Ob-
jekt von seinen Darlehensverpflichtungen gegeniiber der Be-
klagten frei zu werden. Dieses angesichts der unsoliden Fi-
nanzierung im vorliegenden Fall besonders hohe Risiko hat
das Berufungggericht libersehen. Da es dem Notar nicht mit-
geteilt wurde, konnte er darlber nicht belehren.

c) Die Beklagte war auch verpflichtet, die Erwerber
auf ihr aus den Finanzierungsverhandlungen bekannte Umstén-
de hinzuweisen, die durch die Vertragsunterlagen bewuft
verschleiert wurden, obwohl sie flir den Anlageentschluf er-
sichtlich von erheblicher Bedeutung waren:

Von dem in den Unterlagen ausgewlesenen Kaufpreis fUr
das Gegamtgrundstick von 3,1 Millionen DM wurden von der
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C. AG vereinbarungsgemaPp 500.000 DM auf das Kreditkonto T.s
zurlUckiberwiesen. Das wurde den Erwerbern nicht offengelegt
und war daher eine Manipulation hinter ihrem Ricken, die
den wahren Kaufpreis verschleierte und damit die Wertein-
schatzung der Kaufer beeinflufte, zugleich aber das Kredit-
engagement der Beklagten verringerte. Als Tell des Kauf-
preises waren diese 500.000 DM entgegen der Ansicht des Be-
rufungsgerichts auch steuerlich fir den Erwerber nicht ab-
setzbar. FUr den Gesamtkaufpreis von 3,1 Millionen DM wurde
dariUber hinaus nur ein gutes Drittel des in dem Kaufver-
tragsangebot der C. AG bezeichneten Grundsticks Ubertragen,
ohne dap dies flr den Leser der Unterlagen ausreichend er-
kennbar gewesen wdre. Soweit das Berufungsgericht das be-
baute Drittel als den allein wertvollen Teil ansieht,
schopft es den Sachverhalt nicht aus. Das Projekt war auch
wegen seines nicht bebaubaren Freigeldndes besonders reiz-
voll. Beil dem Erwerb des Gesamtareals durch die C. AG fUnf
Monate vor dem Angebot an die Bewerber war man noch davon
ausgegangen, dap diese Freifléchen méglicherweise bebaubar
werden wirden, und hatte entsprechende Vorkehrungen fur ei-
ne eventuelle Anpassung des Kaufpreises getroffen. Nur der
Erwerb des gesamten Geldndes sicherte die Erhaltung sowie
die Nutzung der Freifldchen und den auch darauf beruhenden
Wert des bebauten Teils fir die Zukunft. Ihre verschlelerte
Abtrennung und Ubertragung auf Angehdérige T.s kann deshalb
unabhéngig von der Hbhe des darauf entfallenden Verkehrs-
wertes nicht als fir die Anlageentscheidung offensichtlich
unerheblich angesehen werden.

Abgesehen von der Tauschung Uber wertbildende Faktoren
muPten die Manipulation des Kaufpreises und die versteckte
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Abtrennung eines wesentlichen Teils der zu erwerbenden Fla-
chen auch Zweifel an der Vertrauenswlirdigkeit des wesentli-
chen Partners der abzuschliefPenden Vertrége wecken. Unter
beiden Gesichtspunkten hatte die Beklagte einen ihr bekann-
ten Wissensvorsprung, den sie offenbaren mufte.

d) Ein weiterer Wissensvorsprung der Beklagten bestand
entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts hinsichtlich des
vorzeitigen Baubeginns. Auch wenn man mit dem Berufungsge-
richt davon ausgeht, dap dem Kl&ger der Beginn der Bauar-
beiten bekannt war, so fehlte ihm doch im Gegensatz zur Be-
klagten die Kenntnis des entscheidenden Umstands, dapf ent-
gegen dem Inhalt der Mustervertrdge die Bauherrengemein-
schaft fir den ersten Bauabschnitt noch nicht geschlossen
und die Finanzierung des restlichen Vorhabens nicht gesi-
chert war. Er hatte an der Bauherrenversammlung vom 28. De-
zember 1981, die einen vorzeitigen Baubeginn beschlossen
hatte, nicht teilgenommen. Die Teilnahme der Eheleute K.,
die vor ihm bzw. der Bauherrengesellschaft Sch.-H. die Woh-
nung Nr. .. gezeichnet hatten, ist in diesem Zusammenhang
unerheblich. Die Frage, ob der Beschluf der Bauherrenver-
sammlung eine auch fiir daran nicht beteiligte Bauherren
verbindliche Ab&nderung der Bestimmungen des Vertragswerks
uber die Voraussetzungen des Baubeginns herbeiflhren konn-
te, kann an dieser Stelle offenbleiben. Auf jeden Fall muf-
te eine so weitgehende und filir die Einschédtzung des Risikos
wichtige Abweichung von den schriftlichen Vertragsunterla-
gen einem spater beitretenden Bauherren wie dem Kléger mit-
geteilt werden,
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e) Der Umstand, daP der Treuhéander R. weitergehende
Kenntnisse hatte als der Klager, entlastet die Beklagte
nicht. Diese Kenntnisse gingen zum einen nicht so weit wie
diejenigen der Beklagten. So ist nichts daflir ersichtlich,
dap dem Treuhénder das ganze Ausmapf der Verschuldung T.s
bei der Beklagten bekannt gewesen ware. Zum anderen braucht
der KlAger sich auch die bei dem Treuhdnder etwa vorhande-
nen Kenntnisse nicht wie eigenes Wissen zurechnen zu las-
sen. Der von T. ausgewdhlte und in die Projektabwicklung
eingebundene Treuh&nder miBfbrauchte namlich seine Vertre-
tungsmacht, wenn er flr die einzelnen Bauherren die oben
dargestellten aufergewdhnlichen Risiken einging, ohne sie
zuvor zu unterrichten und ihre Entscheidung einzuholen. Da-
mit mufte die Beklagte, die die auPerordentlichen Risiken
des Vorhabens kannte und der auch die fur derartige Bauher-
renmodelle typische enge Zusammenarbeit zwischen dem Be-
treiber und dem von ihm ausgewéhlten Treuhdnder nicht unbe-
kannt geblieben sein konnte, rechnen. Einem Vertragspartner
ist eg nach Treu und Glauben verwehrt, sich auf die Kennt-
nis des Bevollmé&chtigten zu berufen, wenn er weipf oder sich
sagen muP, daP der Vollmachtgeber bei Kenntnis der Tatsa-
chen den Vertrag nicht abgeschlossen hétte, und zugleich
damit rechnet, dap dieser die Kenntnis von seinem Bevoll-
machtigten nicht erlangen werde (BGH, Urteil vom 24. April
1972 - II ZR 153/69 = WM 1972, 1380, 1381).

4. Da der Beklagten entgegen der Ansicht des Beru-
fungsgerichts eine Aufklarungspflichtverletzung zur Last
fallt, kommt es darauf an, ob diese Pflichtverletzung fir
die Beteiligung des Kl&gers an dem Bauherrenmodell oder zu-
mindest dafur, dap er sich nicht beizeiten aus der Bindung
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an die bereits abgeschlossenen Vertrage geldst hat, ursach-
lich geworden ist. Die Ausfihrungen, mit denen das Beru-
fungsgericht hilfsweise auch auf diese beiden Fragen einge-
gangen ist und sie verneint hat, halten rechtlicher Prifung
nicht in allen Punkten stand.

a) Die Darlegungen des Berufungsgerichts, nach denen
die vom Kl&ger vorgetragenen Umstdnde nicht ausreichen, um
frihzeitige Kontakte zwischen ihm und der Beklagten von ei-
ner Intensitdt zu belegen, daP eine Aufklarungspflicht
schon vor dem Abschlup der fir den Beitritt des Klagers zu
dem Bauherrenmodell entscheidenden Vertrédge bestanden hat-
te, lassen allerdings keinen Rechtsfehler erkennen. In die-
sem Punkt greift die Revision das Berufungsurteil auch
nicht an.

b) Die Ausfihrungen des Berufungsgerichts dariber, dap
der Kliger sich bei nachtraglicher Aufklérung durch die Be-~
klagte von den bereits geschlossenen Vertrégen nicht mehr
hatte lésen kénnen, werden dagegen von der Revision im Er-
gebnis mit Recht angegriffen.

In diesem Zusammenhang kommt es auf die vom Berufungs-
gericht erdrterte Frage, ob die Beklagte den Kléger argli-
stig getéuscht hat, nicht an. Hier geht es vielmehr darum,
welche Lage sich ergeben hétte, wenn die Beklagte den Kli-
ger pflichtgemdp unterrichtet hétte. Der Kl&ger hat behaup-
tet, in diesem Fall hatte er den Treuhandvertrag und die
umfassende Vollmacht des Treuhénders R. wegen arglistiger
Tauschung angefochten und damit s&mtlichen von diesem flr
ihn abgeschlossenen Vertrdgen die Grundlage entzogen.
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Das Berufungsgericht hat angenommen, eine solche An-
fechtung hétte keinen Erfolg haben kénnen, weil der Treu-
hénder R. nicht arglistig gehandelt habe. Zur Begrindung
hat es ausgefihrt, die Bauherrengemeinschaft sei nach dem
Inhalt des Treuhandvertrags berechtigt gewesen, dem Treu-
hénder Anweisungen fir einen friheren Baubeginn zu geben
und damit auch mit Wirkung gegentliber spéteren Erwerbern von
dem Inhalt des Treuhandvertrages abzuweichen: angesichts
dessen und auch im Hinblick auf die flr jedermann bestehen-—
de Mdglichkeit, sich an Ort und Stelle vom Baubeginn zu
uberzeugen, kdénne das Schweigen des Treuhé&nders nicht als
vorsdtzlich und arglistig, sondern allenfalls als fahrlés-
sig gewertet werden.

Diese Beurteilung geht fehl. Die Mdglichkeit, sich an
Ort und Stelle vom Baubeginn zu lUberzeugen, spricht schon
deshalb nicht gegen ein arglistiges Verhalten des Treuhén-
ders, weil es hier nicht um eine Aufkldrung Uber den Baube-
ginn als solchen ging, sondern darlber, dap mit dem Bau be-
gonnen worden war, obwohl die Bauherrengemeinschaft flir den
ersten Bauabschnitt noch nicht geschlossen und die Finan-
zierung der weiteren Bauabschnitte nicht sichergestellt
war. Es kann offenbleiben, ob der Treuhander zu dieser Ab-
weichung von den Festlegungen im Treuhandvertrag berechtigt
war. Jedenfalls durfte er eine so schwerwiegende Veréande-
rung der Konzeptlion des Vorhabens den spéter beitretenden
Interessenten nicht verschweigen.
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ITI.

Das angefochtene Urteil muPte daher aufgehoben und die
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das
Berufungsgericht zurlickverwiesen werden. Der Senat hat da-
bei wvon der Befugnis des § 565 Abs. 1 Satz 2 ZP0O Gebrauch
gemacht.

Sollte das Berufungsgericht nach erneuter Prufung zu
dem Ergebnis gelangen, dap der Klager, wenn er von der Be-—
klagten die erforderlichen Aufklarungen erhalten hétte,
sich noch aus der Bindung an die von ihm bereits abge-
schlossenen Vertrage befreit hétte, so wlre ein Schadenser-
satzanspruch dem Grunde nach zu bejahen. Flir die Frage, ob
die Vollstreckung aus der notariellen Urkunde vom 14. Okto-
ber 1982 in vollem Umfang oder nur in Hbéhe eines Teilbetra-
ges unzuldssig ist, k&me es dann auf die HbOhe des Schadens-
ersatzanspruchs an. In diesem Zusammenhang wird das Beru-
fungsgericht auch die Frage eines Mitverschuldens des Kla-
gers zu priUfen haben. Der dem Kl&ger entstandene Schaden
ware durch einen Vergleich seiner tatsdchlichen Vermdgens-
lage mit derjenigen zu ermitteln, die bestinde, wenn die
Beklagte ihre Aufklarungspflicht erfillt hétte.

Schimansky Dr. Halstenberg Dr. Siol

Dr. Bungeroth Dr. van Gelder



	BUNDESGERICHTSHOF

	Tatbestand:

	7

	Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen erfolglos. Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter.

	Entscheidunqsqründe:

	I.

	Dr. Halstenberg	Dr.	Siol

	Dr. Bungeroth

	Dr. van Gelder




